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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1986 Ausgegeben am 28. Feber 1986 42. Stück

105. Bundesgesetz: Änderung der Straßenverkehrsordnung 1960 (13. StVO-Novelle)
(NR: GP XVI RV 467 AB 898 S. 127. BR: AB 3086 S. 472.)

106. Bundesgesetz: 10. Kraftfahrgesetz-Novelle
(NR: GP XVI AB 897 S. 127. BR: AB 3085 S. 472.)

105 . Bundesgesetz vom 19. Feber 1986, mit
dem die Straßenverkehrsordnung 1960 geän-

dert wird (13. StVO-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Die Straßenverkehrsordnung I960, BGBl.
Nr. 159, zuletzt geändert mit dem Bundesgesetz
BGBl. Nr. 450/1984, wird wie folgt geändert:

1. § 4 Abs. 5 a lautet:

„(5 a) Wenn nach einem Verkehrsunfall, bei dem
nur Sachschaden entstanden ist, eine der im Abs. 1
genannten Personen die nächste Polizei- oder Gen-
darmeriedienststelle von dem Unfall verständigt,
obwohl dies im Sinne des Abs. 5 nicht nötig wäre,
haben die Organe dieser Dienststelle auf Verlangen
der betreffenden Person Meldungen über diesen
Verkehrsunfall, insbesondere über Unfallsort,
Unfallszeit, Lichtverhältnisse, Straßenzustand,
Unfallsbeteiligte, nähere Unfallsumstände und ver-
ursachte Schäden, entgegenzunehmen."

2. § 5 Abs. 1 lautet:

„(1) Wer sich in einem durch Alkohol beein-
trächtigten Zustand befindet, darf ein Fahrzeug
weder lenken noch in Betrieb nehmen. Bei einem
Alkoholgehalt des Blutes von 0,8 g/l (0,8 Promille)
oder darüber oder bei einem Alkoholgehalt der
Atemluft von 0,4 mg/l oder darüber gilt der
Zustand einer Person als von Alkohol beeinträch-
tigt"

3. Im § 5 Abs. 2 entfällt der letzte Satz.

4. Im § 5 wird nach Abs. 2 folgender Abs. 2 a ein-
gefügt:

„(2 a) Die Untersuchung der Atemluft auf Alko-
holgehalt ist entweder

a) mit einem Gerät, das nur den Verdacht der
Beeinträchtigung durch Alkohol ergibt, oder

b) mit einem Gerät, das den Alkoholgehalt der
Atemluft mißt und entsprechend anzeigt,

vorzunehmen."

5. § 5 Abs. 4 lautet:

„(4) Die Organe der Straßenaufsicht sind weiters
berechtigt, einem im öffentlichen Sanitätsdienst ste-
henden oder bei einer Bundespolizeibehörde täti-
gen Arzt zwecks Feststellung des Grades der Alko-
holeinwirkung vorzuführen:

a) Personen, bei denen eine Untersuchung nach
Abs. 2 a lit. a den Verdacht der Beeinträchti-
gung durch Alkohol ergeben hat, es sei denn,
daß sie das Fahrzeug noch nicht in Betrieb
genommen und in Kenntnis des Untersu-
chungsergebnisses von der Inbetriebnahme
Abstand genommen haben,

b) Personen, die ein Fahrzeug lenken oder in
Betrieb nehmen oder zu lenken oder in
Betrieb zu nehmen versuchen und sich offen-
bar in einem durch Alkohol beeinträchtigten
Zustand befinden, wenn eine Untersuchung
nach Abs. 2 a nicht möglich ist,

c) Lenker von Fahrzeugen oder Fußgänger, die
verdächtig sind, in einem durch Alkohol
beeinträchtigten Zustand einen Verkehrsun-
fall verursacht zu haben, wenn nicht eine
Untersuchung nach Abs. 2 a lit. b vorgenom-
men wird."

6. Im § 5 werden nach Abs. 4 folgende Abs. 4 a
und 4 b eingefügt:

„(4 a) Wird eine Untersuchung der Atemluft
nach Abs. 2 a lit. b vorgenommen, so gilt deren
Ergebnis als Feststellung des Grades der Alkohol-
einwirkung, es sei denn, daß eine Bestimmung des
Blutalkoholgehaltes (Abs. 4 b, 6, 7 oder 7 a) etwas
anderes ergibt. Im Falle einer Untersuchung der
Atemluft nach Abs. 2 a lit. b hat eine Vorführung
nach Abs. 4 zu unterbleiben.

(4 b) Wenn eine Untersuchung der Atemluft
nach Abs. 2 a lit. b einen Alkoholgehalt der Atem-
luft von 0,4 bis 0,5 mg/l ergeben hat, haben die
Organe der Straßenaufsicht auf Verlangen des
Untersuchten eine Blutabnahme zum Zwecke der
Bestimmung des Blutalkoholgehaltes zu veranlas-
sen."
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7. § 5 Abs. 5 lautet:

„(5) Wer einem im öffentlichen Sanitätsdienst
stehenden oder bei einer Bundespolizeibehörde
tätigen Arzt zwecks Feststellung des Grades der
Alkoholeinwirkung vorgeführt worden ist (Abs. 4),
hat sich dieser Untersuchung zu unterziehen."

8. § 5 Abs. 7 und 7 a lauten:

„(7) Ein im öffentlichen Sanitätsdienst stehender
oder bei einer Bundespolizeibehörde tätiger Arzt
hat eine Blutabnahme zum Zwecke der Bestim-
mung des Blutalkoholgehaltes auch vorzunehmen,
wenn sie ein Vorgeführter verlangt oder ihr
zustimmt, oder

a) wenn eine Person, bei der eine Untersuchung
der Atemluft nach Abs. 2 a lit. b vorgenom-
men worden ist, oder

b) wenn sonst eine Person, die im Verdacht
steht, eine Verwaltungsübertretung gemäß
§ 99 Abs. 1 lit. a begangen zu haben, oder

c) wenn ein Fußgänger, der im Verdacht steht,
in einem durch Alkohol beeinträchtigten
Zustand einen Verkehrsunfall verursacht zu
haben,

eine solche Blutabnahme verlangt.

(7 a) Zum Zwecke einer Blutabnahme sind die
Organe der Straßenaufsicht berechtigt, die im
Abs. 4 genannten Personen erforderlichenfalls auch
einem diensthabenden Arzt einer öffentlichen
Krankenanstalt vorzuführen. Desgleichen können
die Organe der Straßenaufsicht auch eine Blutab-
nahme nach Abs. 4 b bei einem diensthabenden
Arzt einer öffentlichen Krankenanstalt veranlassen.
Dieser hat in den Fällen der Abs. 4 b, 6 und 7 eine
Blutabnahme zum Zwecke der Bestimmung des
Blutalkoholgehaltes vorzunehmen."

9. §5 Abs. 8 bis 11 lauten:

„(8) Die Bestimmungen des Abs. 3 und des
Abs. 4 lit. b und c sind sinngemäß auch auf Perso-
nen anzuwenden, die sich in einem durch Suchtgift
beeinträchtigten Zustand befinden; der dem Arzt
Vorgeführte hat sich der Untersuchung zu unter-
ziehen.

(9) Hat eine Untersuchung nach Abs. 2 a lit. a
den Verdacht einer Alkoholbeeinträchtigung erge-
ben oder ist bei den Untersuchungen nach Abs. 2 a
lit. b, 4 b, 5, 6, 7 und 7 a eine Alkoholbeeinträchti-
gung festgestellt worden, so sind die Kosten der
Untersuchung vom Untersuchten zu tragen. Das
gleiche gilt im Falle der Feststellung einer Sucht-
giftbeeinträchtigung.

(10) Die Bestimmungen des § 35 des Verwal-
tungsstrafgesetzes 1950 über die Festnehmung wer-
den von den Abs. 2 bis 4 a nicht berührt.

(11) Der Bundesminister für öffentliche Wirt-
schaft und Verkehr hat unter Bedachtnahme auf
den Zweck der Untersuchung nach Abs. 2 und 2 a
und zur Gewährleistung ihrer zweckmäßigen

Durchführung den Kreis der hiefür zu ermächti-
genden Organe der Straßenaufsicht und die Art
ihrer Schulung sowie unter Bedachtnahme auf den
jeweiligen Stand der Wissenschaft und Technik die
für eine Untersuchung der Atemluft geeigneten
Geräte durch Verordnung zu bestimmen."

10. Im § 25 Abs. 1 wird nach den Worten „aus
ortsbedingten Gründen" der Klammerausdruck
„(auch im Interesse der Wohnbevölkerung)" einge-
fügt.

11. Dem §25 wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) Die Behörde hat unter Bedachtnahme auf
den Zweck einer nach § 43 Abs. 2 a verordneten
Regelung durch Verordnung das zur Kontrolle
notwendige Hilfsmittel zu bestimmen."

12. § 42 Abs. 4 lautet:

„(4) Zur Verhinderung von Übertretungen der in
Abs. 1 und 2 angeführten Verbote sowie einer Ver-
ordnung nach Abs. 5 ist, falls erforderlich, ein für
eine Fahrt mit dem betreffenden Kraftfahrzeug
nötiges Dokument abzunehmen oder eine der im
§ 5 Abs. 3 angeführten Zwangsmaßnahmen anzu-
wenden. Die getroffene Maßnahme ist mit Ablauf
der im Abs. 1 bzw. der in einer Verordnung nach
Abs. 5 angeführten Zeit aufzuheben."

13. Dem §42 wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) Wenn und insoweit es die Sicherheit, Leich-
tigkeit oder Flüssigkeit des Verkehrs, insbesondere
zu Zeiten starken Verkehrs (zB Ferienreisever-
kehr), oder eine gleichartige Verkehrsregelung in
Nachbarstaaten Österreichs erfordert, kann der
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Ver-
kehr durch Verordnung bestimmen, daß die Lenker
der in Abs. 1 oder 2 genannten Fahrzeuge zu den
im Abs. 1 angeführten Zeiten bestimmte Straßen
befahren oder zu anderen als den im Abs. 1 ange-
führten Zeiten bestimmte Straßen nicht befahren
dürfen."

14. Im § 43 wird nach Abs. 2 folgender Abs. 2 a
eingefügt:

„(2 a) Um Erschwernisse für die Wohnbevölke-
rung auszugleichen, die durch Verkehrsbeschrän-
kungen hervorgerufen werden, kann die Behörde
durch Verordnung Gebiete bestimmen, deren
Bewohner die Erteilung einer Ausnahmebewilli-
gung für die Benützung von — in der Verordnung
zu bezeichnenden — nahegelegenen Kurzparkzo-
nen mit Personen- oder Kombinationskraftwagen
gemäß § 45 Abs. 4 beantragen können."

15. Im § 45 Abs. 3 erster Satz wird der Klammer-
ausdruck „(Abs. 1 und 2)" durch den Klammeraus-
druck „(Abs. 1, 2 oder 4)" ersetzt.

16. Dem § 45 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Eine Bewilligung kann für die in der Ver-
ordnung gemäß § 43 Abs. 2 a angegebenen Kurz-
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parkzonen auf die Dauer von höchstens einem Jahr
erteilt werden. Der Antragsteller muß in dem
gemäß dieser Verordnung umschriebenen Gebiet
wohnhaft und Zulassungsbesitzer eines Personen-
oder Kombinationskraftwagens sein und muß ein
erhebliches persönliches Interesse nachweisen, in
der Nähe seines Wohnsitzes zu parken."

17. § 55 Abs. 4 lautet:

„(4) Teilflächen von Straßen oder Parkplätzen,
die nicht befahren werden dürfen, sind mit Schraf-
fen zu kennzeichnen (Sperrflächen). Flächen, auf
denen nicht geparkt werden darf, können mit einer
Zickzacklinie gekennzeichnet werden."

18. Dem §55 werden folgende Abs. 8 und 9
angefügt:

„(8) Bodenmarkierungen gelten als straßenbauli-
che Einrichtungen und sind gemäß § 98 Abs. 3
anzubringen bzw. zu entfernen.

(9) Vor der erstmaligen Anbringung von Sperrli-
nien, Sperrflächen oder Zickzacklinien im Ortsge-
biet hat die Behörde ein Verfahren im Sinne des
§ 94 f durchzuführen."

19. Im § 66 Abs. 2 lautet die Einleitung:

„Jedes einspurige Fahrrad muß — sofern sich
aus Abs. 2 a nichts anderes ergibt — ausgerüstet
sein:"

20. Im § 66 wird nach Abs. 2 folgender Abs. 2 a
eingefügt:

„(2 a) Bei Rennfahrrädern, die nur bei Tageslicht
und guter Sicht verwendet werden, kann die im
Abs. 2 Z 2 bis 7 genannte Ausrüstung entfallen. Der
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Ver-
kehr hat unter Bedachtnahme auf den jeweiligen
Stand der Technik mit Verordnung die technischen
Merkmale zu bestimmen, denenzufolge ein Fahr-
rad als Rennfahrrad gilt."

21. Dem § 76 a Abs. 2 wird folgender Satz ange-
fügt:

„Ferner kann die Behörde in der Verordnung nach
Abs. 1 nach Maßgabe der Erfordernisse und unter
Bedachtnahme auf die örtlichen Gegebenheiten
bestimmen, daß Taxifahrzeuge die Fußgängerzone
zum Zubringen oder Abholen von Fahrgästen dau-
ernd oder zu bestimmten Zeiten befahren dürfen."

22. § 94 c Abs. 1 lautet:

„(1) Die Landesregierung kann durch Verord-
nung von der Bezirksverwaltungsbehörde zu besor-
gende Angelegenheiten (§ 94 b), die nur das Gebiet
einer Gemeinde betreffen, wenn und insoweit dies
im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit und
Einfachheit gelegen ist, dieser Gemeinde übertra-
gen. Bei der Besorgung der übertragenen Angele-
genheiten tritt die Gemeinde an die Stelle der
Bezirksverwaltungsbehörde. Vor Erlassung der

Verordnung ist der Bezirksverwaltungsbehörde
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben."

23. Im § 94 c Abs. 2 lautet der zweite Satz:

„Angelegenheiten des Verwaltungsstrafverfahrens
mit Ausnahme der Vollziehung des § 50 VStG und
Angelegenheiten des Verkehrsunterrichtes (§ 101)
sind von der Übertragung ausgeschlossen."

24. Im § 94 d wird nach Z 1 a folgende Z 1 b ein-
gefügt:

„1 b. die Erlassung einer Verordnung nach § 25
Abs. 5,"

25. Im § 94 d wird nach Z 4 folgende Z 4 a ein-
gefügt:

„4 a. die Erlassung von Verordnungen nach § 43
Abs. 2 a,"

26. Im § 99 Abs. 1 werden in der Einleitung die
Worte „von 5000 S bis 30000 S" durch die Worte
„von 8000 S bis 50000 S" ersetzt.

27. § 99 Abs. 6 lit. a lautet:

„a) wenn durch die Tat lediglich Sachschaden
entstanden ist, die Bestimmungen über das
Verhalten bei einem Verkehrsunfall mit blo-
ßem Sachschaden (§ 4 Abs. 5) eingehalten
worden sind und nicht eine Übertretung nach
Abs. 1 vorliegt,"

28. Im § 100 Abs. 3 lit. a wird das Wort
„5000 S" durch das Wort „8000 S" ersetzt.

29. Im § 20 Abs. 3, § 25 Abs. 4, § 29 b Abs. 4,
§ 34 Abs. 1, § 44 Abs. 2, § 60 Abs. 4, § 94 (Über-
schrift und Einleitungssatz), § 94 e, § 97 Abs. 2,
§ 97 a Abs. 2, § 104 Abs. 4 und im § 105 Abs. 1, 2
und 3 wird die Bundesminister-Benennung „für
Verkehr" jeweils durch die Benennung „für öffent-
liche Wirtschaft und Verkehr" ersetzt.

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Mai 1986 in
Kraft.

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundesge-
setzes dürfen bereits von dem seiner Kundmachung
folgenden Tag an erlassen werden. Solche Verord-
nungen dürfen frühestens mit dem im Abs. 1
bezeichneten Zeitpunkt in Kraft gesetzt werden.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr betraut, soweit die Vollziehung nicht
den Ländern zusteht und insoweit den Landesregie-
rungen obliegt.

Kirchschläger

Sinowatz
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106. Bundesgesetz vom 19. Feber 1986, mit
dem das Kraftfahrgesetz 1967 geändert wird

(10. Kraftfahrgesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Kraftfahrgesetz 1967, BGBl. Nr. 267,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 552/1984, wird geändert wie folgt:

1. Die Bezeichnungen „Bundesminister für Ver-
kehr" und „Bundesministerium für Verkehr" wer-
den jeweils durch die Bezeichnung „Bundesmini-
ster für öffentliche Wirtschaft und Verkehr" bzw.
„Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und
Verkehr" ersetzt und grammatikalisch der jeweili-
gen Bestimmung angepaßt.

2. § 11 Abs. 3 lautet:

„(3) Für den Betrieb von Kraftfahrzeugen und
Anhängern oder ihrer Einrichtungen im Großhan-
del oder Kleinverkauf feilgebotene Kraftstoffe,
nicht jedoch für solche, die aus dem Bundesgebiet
verbracht werden, dürfen Bestandteile, die durch
die bei der Verbrennung des Kraftstoffes entstehen-
den Abgase die Luft verunreinigen können, wie
Bleiverbindungen, Benzol oder Schwefel, nicht
oder nur in solcher Menge enthalten, daß eine
schädliche Luftverunreinigung ausgeschlossen ist;
dies gilt sinngemäß auch für Kraftstoffe, die —
außer in Kraftstoffbehältern des Fahrzeuges
(Abs. 1) — in das Bundesgebiet eingebracht wer-
den."

3. Dem § 11 wird angefügt:

„(6) Die Organe der Behörde und des Bundesmi-
nisteriums für Gesundheit und Umweltschutz sowie
die von diesen herangezogenen Sachverständigen
sind berechtigt, Kraftstoffe im Sinne des Abs. 3 zu
kontrollieren. Die Kontrolle hat durch Entnahme
von Proben beim Erzeuger oder Importeur sowie
bei der Tankstelle oder beim Beförderer von Kraft-
stoffen zu erfolgen. Die Probennahme ist, außer bei
Gefahr in Verzug, während der Betriebszeiten vor-
zunehmen. Proben dürfen nur in einem für die
Untersuchung (Abs. 8) unbedingt erforderlichen
Ausmaß genommen werden. Betrifft die Proben-
nahme Kraftstoffe, die nach den zollgesetzlichen
Vorschriften zollhängig sind, so darf die Kontrolle
nur bei einem Zollamt oder anläßlich einer den
Kraftstoff betreffenden Zollamtshandlung vorge-
nommen werden; in Zollagern oder einer Zollfrei-
zone ist, während sie für Zollamtshandlungen
geöffnet sind, die Probennahme jederzeit statthaft.

(7) Die Erzeuger, Importeure, Besitzer von
Tankstellen und Beförderer im Sinne des Abs. 6
sowie ihre Stellvertreter und Beauftragten haben
die Entnahme von Proben zu dulden. Sie sind ver-
pflichtet, über Aufforderung der Behörde Auskunft
über die Herkunft des Kraftstoffes zu geben.

Soweit es sich bei diesen Personen um Erzeuger
oder Importeure handelt, haben diese darüber hin-
aus auch die für die Beurteilung der Beschaffenheit
des Kraftstoffes nach diesem Bundesgesetz und sei-
nen Verordnungen erforderlichen Auskünfte zu
erteilen.

(8) Die entnommene Probe ist darauf zu unter-
suchen, ob sie einer gemäß § 26 a Abs. 2 lit. c erlas-
senen Verordnung entspricht. Soweit dies zur
Durchführung eines ordnungsgemäßen Ermitt-
lungsverfahrens erforderlich ist, sind für die Unter-
suchung der Probe sachkundige Personen oder
geeignete Einrichtungen als Sachverständige heran-
zuziehen.

(9) Für die entnommene Probe gebührt keine
Entschädigung."

4. Dem § 26 a wird angefügt:

„(4) Die Verordnungen nach Abs. 1 und 2 kön-
nen den Hinweis auf Anlagen mit technischen
Meß- und Prüfmethoden enthalten, welche beim
Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und
Verkehr und bei allen Ämtern der Landesregierun-
gen zur Einsicht während der Amtsstunden auflie-
gen"

5. Im § 57 a wird nach dem Abs. 4 eingefügt:

„(4 a) Der Verein oder Gewerbetreibende kann
zur Aufbewahrung der zweiten Ausfertigung des
Gutachtens (Abs. 4) Datenträger benützen. Hiebei
muß die inhaltsgleiche, vollständige, geordnete und
urschriftgetreue Wiedergabe bis zum Ablauf der
Aufbewahrungsfrist jederzeit gewährleistet sein.
Der Verein oder Gewerbetreibende hat, wenn die
Behörde die Vorlage verlangt (Abs. 4), auf seine
Kosten innerhalb angemessener Frist diejenigen
Hilfsmittel zur Verfügung zu stellen, die notwen-
dig sind, um die Gutachten lesbar zur machen, und,
soweit erforderlich, die benötigte Anzahl ohne
Hilfsmittel lesbarer, dauerhafter Wiedergaben bei-
zubringen."

6. Dem § 75 a wird angefügt:

„Das Lenken eines Motorfahrrades entgegen einer
behördlichen Verfügung nach lit. a, b oder c ist
unzulässig. Eine solche Verfügung ist aufzuheben,
wenn der Grund für ihre Erlassung nicht mehr
gegeben ist."

7. Im § 98 Abs. 1 lautet der letzte Satz:

„Bei Langgutfuhren (§ 2 Z 39) und. bei Großvieh-
transporten darf eine Geschwindigkeit von
50 km/h nicht überschritten werden; bei Großvieh-
transporten auf Autobahnen beträgt die höchste
zulässige Geschwindigkeit jedoch 80 km/h."

8. Im § 103 treten an die Stelle der Abs. 1, 2 und
2 a folgende Absätze:
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„(1) Der Zulassungsbesitzer
1. hat dafür zu sorgen, daß das Fahrzeug und

seine Beladung — unbeschadet allfälliger
Ausnahmegenehmigungen oder -bewilligun-
gen — den Vorschriften dieses Bundesgeset-
zes und der auf Grund dieses Bundesgesetzes
erlassenen Verordnungen entspricht;

2. hat bei Kraftfahrzeugen dafür zu sorgen, daß
für Fahrten das im § 102 Abs. 10 angeführte
Verbandzeug sowie bei mehrspurigen Kraft-
fahrzeugen eine Warneinrichtung bereitge-
stellt ist;

3. darf das Lenken seines Kraftfahrzeuges oder
die Verwendung seines Anhängers nur Perso-
nen überlassen, die die erforderliche Lenker-
berechtigung, bei Kraftfahrzeugen, für deren
Lenken keine Lenkerberechtigung vorge-
schrieben ist, das erforderliche Mindestalter
besitzen und denen das Lenken solcher Fahr-
zeuge von der Behörde nicht ausdrücklich
verboten wurde.

(2) Die Behörde kann Auskünfte darüber verlan-
gen, wer zu einem bestimmten Zeitpunkt ein nach
dem Kennzeichen bestimmtes Kraftfahrzeug
gelenkt oder einen nach dem Kennzeichen
bestimmten Anhänger verwendet hat bzw. zuletzt
vor einem bestimmten Zeitpunkt an einem
bestimmten Ort abgestellt hat. Diese Auskünfte,
welche den Namen und die Anschrift der betreffen-
den Person enthalten müssen, hat der Zulassungs-
besitzer — im Falle von Probe- oder von Überstel-
lungsfahrten der Besitzer der Bewilligung — zu
erteilen; kann er diese Auskunft nicht erteilen, so
hat er die Person zu benennen, die die Auskunft
erteilen kann, diese trifft dann die Auskunftspflicht;
die Angaben des Auskunftspflichtigen entbinden
die Behörde nicht, diese Angaben zu überprüfen,
wenn dies nach den Umständen des Falles geboten
erscheint. Die Auskunft ist unverzüglich, im Falle
einer schriftlichen Aufforderung binnen zwei
Wochen nach Zustellung zu erteilen; wenn eine
solche Auskunft ohne entsprechende Aufzeichnun-
gen nicht gegeben werden könnte, sind diese Auf-
zeichnungen zu führen. (Verfassungsbestimmung)
Gegenüber der Befugnis der Behörde, derartige
Auskünfte zu verlangen, treten Rechte auf Aus-
kunftsverweigerung zurück."

9. Im § 103 lautet der Abs. 9:

„(9) Die in diesem Bundesgesetz und in den auf
Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verord-
nungen dem Zulassungsbesitzer auferlegten Pflich-
ten haben zu erfüllen, wenn

a) der Zulassungsbesitzer geschäftsunfähig oder
beschränkt geschäftsfähig ist, sein gesetzli-
cher Vertreter; dies gilt jedoch nicht hinsicht-
lich von Fahrzeugen, zu deren Lenken der
Zulassungsbesitzer das vorgeschriebene Min-

destalter erreicht hat, sofern seine Geschäfts-
fähigkeit nicht auch aus anderen Gründen
beschränkt ist;

b) der Zulassungsbesitzer gestorben ist, der zur
Vertretung des Nachlasses Berufene;

c) der Zulassungsbesitzer eine juristische Per-
son, eine Personengesellschaft des Handels-
rechtes oder eine Genossenschaft ist, die auf-
gelöst oder beendigt worden ist, die Abwick-
ler."

10. Im § 103 a Abs. 1 lauten die Z 2 und 3:

„2. hat der Mieter die im § 57 a Abs. 1 und im
§ 103 Abs. 1 Z 1 hinsichtlich des Zustandes
des Fahrzeuges angeführten Pflichten neben
dem Zulassungsbesitzer zu erfüllen; die Erfül-
lung der Pflichten durch einen Verpflichteten
befreit den anderen;

3. hat der Mieter die im § 103 Abs. 1 Z 1 hin-
sichtlich des Zustandes der Ladung und der
zu erfüllenden Auflagen, Z 2 und 3, Abs. 2, 3,
4, 5 a und 6 und § 104 Abs. 3 angeführten
Pflichten anstelle des Zulassungsbesitzers zu
erfüllen."

11. Im § 103 a Abs. 2 entfällt das Zitat „zweiter
Satz".

12. Im § 123 Abs. 4 entfällt das Zitat „zweiter
Satz".

13. Dem § 134 wird angefügt:

„(6) Kraftstoffe im Sinne des § 11 Abs. 3, die
einer Verordnung gemäß § 26 a Abs. 2 lit. c nicht
entsprechen, sind für verfallen zu erklären, wenn
nicht auf andere Weise sichergestellt werden kann,
daß diese Kraftstoffe in ihrer nicht gesetzlichen
Beschaffenheit nicht zum Verbraucher gelangen."

14. Im § 136 Abs. 1 lit. g treten an die Stelle der
Worte „Unterricht und Kunst" die Worte „Unter-
richt, Kunst und Sport".

15. § 136 Abs. 3 a lautet:

„(3 a) Mit der Vollziehung des § 11 Abs. 3 und 6
bis 9, des § 26 a Abs. 2 lit. c und des § 134 Abs. 6 ist
der Bundesminister für Gesundheit und Umwelt-
schutz betraut; er hat hiebei das Einvernehmen mit
den Bundesministern für Handel, Gewerbe und
Industrie sowie für öffentliche Wirtschaft und Ver-
kehr zu pflegen."

Artikel II

Die Vollziehung dieses Bundesgesetzes bestimmt
sich nach § 136 KFG 1967.

Kirchschläger

Sinowatz
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